
 

  

S 7 AL 366/99

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Landessozialgericht Baden-Württemberg
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 3
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze Zur Frage, ob die Geltendmachung eines

Anspruches i. S. von § 147 Abs. 2 SGB III
im Rahmen eines sozialrechtlichen
Herstellungsanspruches
zurückgenommen oder verschoben
werden kann.

Normenkette SGB III § 147 Abs. 2

1. Instanz

Aktenzeichen S 7 AL 366/99
Datum 27.09.1999

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 AL 128/00
Datum 13.03.2002

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der Beklagten wird mit der MaÃ�gabe zurÃ¼ckgewiesen, dass auch
die Ã�nderungsbescheide vom 11. Januar 1999 und 02. Februar 1999 aufgehoben
werden und dass die Beklagte der KlÃ¤gerin fÃ¼r die Zeit vom 02. Dezember 1998
bis 07. Februar 1999 Arbeitslosenhilfe nach Â§ 191 Abs. 1 Nr. 2 SGB III alter Fassung
zu gewÃ¤hren hat.

Die Beklagte hat der KlÃ¤gerin auch die auÃ�ergerichtlichen Kosten des
Berufungsverfahrens zu erstatten.

Die Revision wird zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist die HÃ¶he der Leistung.
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Die am 18.01.1975 geborene KlÃ¤gerin bezog nach einem nicht abgeschlossenen
AusbildungsverhÃ¤ltnis als GroÃ�- und AuÃ�enhandelskauffrau ab 01.12.1994 vom
Arbeitsamt M. Arbeitslosengeld (Alg) nach einem durchschnittlichen
Bruttoarbeitsentgelt von 653,33 DM monatlich unter Zugrundelegung eines
Bemessungsentgelts von 150,00 DM, der Leistungsgruppe A und dem
Kindermerkmal 0 in HÃ¶he von wÃ¶chentlich 72,60 DM. Der Leistungsbezug endete
am 22.07.1995 (restlicher Alg-Anspruch von sieben Leistungstagen). Ab 24.07.1995
nahm die KlÃ¤gerin eine BeschÃ¤ftigung auf, die allerdings nur kurz andauerte. Von
September 1995 bis MÃ¤rz 1998 studierte sie an der Fachhochschule B â�¦

Vom 01.03.1998 bis 30.11.1998 war die KlÃ¤gerin als gÃ¤rtnerische Hilfskraft bei
den S. Baumschulen in S. beschÃ¤ftigt. Dabei erzielte sie monatliche
Bruttoverdienste zwischen 2.338,40 DM und 3.203,34 DM, insgesamt (ohne
Urlaubsgeld) 23.540,12 DM in neun Monaten (entspricht einem Bemessungsentgelt
von 600,00 DM).

Die KlÃ¤gerin meldete sich am 26.11.1998 zum 01.12.1998 arbeitslos und stellte
Leistungsantrag, wobei in der Auswahl des Antragsformulars â�� dem Ã¤uÃ�eren
Erscheinungsbild nach (vgl. Bl. 12 der Leistungsakte) wohl durch einen
Bediensteten der Beklagten â�� Arbeitslosenhilfe (Alhi) angekreuzt wurde. Bereits
anlÃ¤sslich der Arbeitslosmeldung gab sie an, sie suche eine AushilfstÃ¤tigkeit bis
zum 31.08.1999, da sie ab 01.09.1999 einen Ausbildungsvertrag als Technische
Zeichnerin bei der Firma Industriebau Ã�. habe.

Die Beklagte verfÃ¼gte am 15.12.1998 die Wiederbewilligung von Alg ab
01.12.1998 nach einem Bemessungsentgelt von 150,00 DM mit einem
(handschriftlich ausgefÃ¼llten) Anspruchsbeginn 01.12.1994, ferner die
GewÃ¤hrung von Anschluss-Alhi ab 10.01.1998. Die KlÃ¤gerin erhielt mit Bescheid
vom 16.12.1998 Alg fÃ¼r die Zeit vom 01. bis 09.12.1998 (fÃ¼r neun
Kalendertage) nach einem (dynamisierten) Bemessungsentgelt von 160,00 DM in
HÃ¶he von wÃ¶chentlich 75,74 DM, der Ã�berweisungsbetrag betrug 97,38 DM.
Durch Bescheid vom 17.12.1998 erhielt die KlÃ¤gerin ab 10.12.1998 Alhi in HÃ¶he
von wÃ¶chentlich 66,92 DM. Der Widerspruch der KlÃ¤gerin, mit dem sie eine
hÃ¶here Leistung begehrte und dazu vortrug, ihr sei anlÃ¤sslich einer ersten
Beratung durch die Beklagte am 26.11.1998 gesagt worden, sie habe keinen
Anspruch auf Alg, weshalb sie dann Alhi beantragt habe, aufgrund der LektÃ¼re des
ihr ausgehÃ¤ndigten Merkblattes fÃ¼r Arbeitslose sei sie zwischenzeitlich jedoch zu
der Ansicht gelangt, dass sie die Anwartschaftszeit fÃ¼r Saisonarbeiter erfÃ¼llt
habe, weshalb sie sich keinesfalls mit einem Bemessungsentgelt auf der Grundlage
des frÃ¼heren Lehrlingsgehalts zufrieden geben wolle, fÃ¼hrte zu
Ã�nderungsbescheiden vom 11.01.1999, wonach das Alg und die Alhi (bis
31.12.1998) nach einem wÃ¶chentlichen Bemessungsentgelt von 180,00 DM
(aufgrund nachgeholter Dynamisierung "Ost") neu bemessen wurde. Im Ã�brigen
wurde der Widerspruch durch Widerspruchsbescheid vom 28.01.1999 mit der
BegrÃ¼ndung zurÃ¼ckgewiesen, die KlÃ¤gerin habe innerhalb der Rahmenfrist von
drei Jahren vor dem 01.12.1998 keine neue Anwartschaft auf Alg erworben. Ihre
BeschÃ¤ftigung bei den S. Baumschulen kÃ¶nne nicht als SaisonbeschÃ¤ftigung
gewertet werden, weil der Arbeitgeber nicht fÃ¼r einen zusammenhÃ¤ngenden
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Zeitraum von mehr als 35 Kalendertagen die Produktion aus witterungsbedingten
GrÃ¼nden vollstÃ¤ndig eingestellt habe. Es bestehe also ab 01.12.1998 kein neuer
Anspruch auf Alg. Aus dem am 01.12.1994 entstandenen Alg-Anspruch habe noch
ein Restanspruch von sieben Leistungstagen, also nach Â§ 139 SGB III umgerechnet
neun Kalendertagen, bestanden. Dieser sei am 01.12.1998 noch nicht verfallen
gewesen. Es sei damit zu Recht ab 01.12.1998 Alg weiterbewilligt und ab
10.12.1998 Anschluss-Alhi neu bewilligt worden. Die Berechnung der jeweiligen
LeistungshÃ¶he wurde erlÃ¤utert.

Durch weiteren Ã�nderungsbescheid vom 02.02.1999 wurde ab 01.01.1999 Alhi
nach einem Bemessungsentgelt von 160,00 DM in HÃ¶he von wÃ¶chentlich 66,92
DM gewÃ¤hrt. Am 08.02.1999 nahm die KlÃ¤gerin wieder eine BeschÃ¤ftigung auf.
Durch Sonderzahlung (wohl) vom 18.02.1999 erhielt sie fÃ¼r die Zeit vom 01.01.
bis 07.02.1999 die Alhi-Differenz (zum Bemessungsentgelt 180,00 DM, Leistung
75,32 DM) in HÃ¶he von 45,60 DM ausbezahlt.

Gegen den Widerspruchsbescheid vom 28.01.1999 hat die KlÃ¤gerin am
19.02.1999 beim Sozialgericht Heilbronn (SG) Klage erhoben. Sie hat sich im
Wesentlichen gegen die Nichtanerkennung einer neuen Anwartschaft aufgrund der
SaisonbeschÃ¤ftigung bis 30.11.1998 gewandt. Im Termin zur mÃ¼ndlichen
Verhandlung am 27.09.1999 hat die KlÃ¤gerin erklÃ¤rt, sie sei bei der
Antragstellung und auch spÃ¤ter nicht dahingehend beraten worden, dass es fÃ¼r
sie unter UmstÃ¤nden gÃ¼nstiger hÃ¤tte sein kÃ¶nnen, erst einen Tag spÃ¤ter Alhi
zu beantragen. HÃ¤tte man ihr dies gesagt, hÃ¤tte sie sich dafÃ¼r entschieden. Sie
hÃ¤tte das Risiko, nur eine originÃ¤re Alhi zu erhalten, auf sich genommen, da
bereits damals klar gewesen sei, dass sie im FrÃ¼hjahr 1999 bei ihrem bisherigen
Arbeitgeber wieder hÃ¤tte arbeiten kÃ¶nnen. DarÃ¼ber sei sie schon bei der
Beendigung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses informiert worden. Sie habe dann ja
auch schon ab 08.02.1998 wieder eine Arbeit als Kommissioniererin aufgenommen;
ab MÃ¤rz habe sie dann wie verabredet wieder in der Baumschule gearbeitet.

Das SG hat durch Urteil vom 27.09.1999 die Bescheide der Beklagten vom 16. und
17.12.1998 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 28.01.1999
aufgehoben und die Beklagte verurteilt, der KlÃ¤gerin hÃ¶here Alhi ab 02.12.1998
zu bezahlen. Zwar erweise sich der Widerspruchsbescheid bei isolierter Betrachtung
insoweit als zutreffend, als dass die KlÃ¤gerin durch die neunmonatige
BeschÃ¤ftigung keinen neuen Alg-Anspruch erworben habe und die Beklagte
deshalb auf die noch nicht verbrauchten sieben Leistungstage aus dem 1994
entstandenen Alg-Anspruch habe zurÃ¼ckgreifen mÃ¼ssen. Die Rechtswidrigkeit
der Bewilligungsbescheide ergebe sich aus einem sozialrechtlichen
Herstellungsanspruch. Die Beklagte habe eine gegenÃ¼ber der KlÃ¤gerin
bestehende Beratungspflicht verletzt. Sie habe die KlÃ¤gerin nÃ¤mlich auf die sich
geradezu aufdrÃ¤ngende MÃ¶glichkeit hinweisen mÃ¼ssen, bei einer
Antragstellung zum 02.12.1998 die wesentlich hÃ¶here originÃ¤re Alhi beziehen zu
kÃ¶nnen. Die KlÃ¤gerin sei daher so zu stellen, als hÃ¤tte sie â�� bei
ordnungsgemÃ¤Ã�er Beratung â�� erst am 02.12.1998 einen Antrag auf Alhi
gestellt. Bei ordnungsgemÃ¤Ã�er Belehrung hÃ¤tte die KlÃ¤gerin nÃ¤mlich diesen
Antrag gestellt, nachdem bereits zum damaligen Zeitpunkt klar gewesen sei, dass
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sie im FrÃ¼hjahr 1999 wieder in der Baumschule hÃ¤tte arbeiten kÃ¶nnen. Das
Risiko, statt Anschluss-Alhi lediglich die auf ein Jahr beschrÃ¤nkte originÃ¤re Alhi zu
erhalten, sei deshalb aus Sicht der KlÃ¤gerin denkbar gering gewesen. Im Ã�brigen
habe die KlÃ¤gerin bereits im Widerspruchsverfahren mehrmals darauf
hingewiesen, dass sie kein Alg, sondern Alhi beantragt habe. Deshalb bestehe kein
Zweifel daran, dass sich die KlÃ¤gerin bei ordnungsgemÃ¤Ã�er Beratung durch die
Beklagte fÃ¼r die originÃ¤re Alhi ab dem 02.12.1998 entschieden hÃ¤tte. Diesen
Zustand, der bei ordnungsgemÃ¤Ã�er Belehrung von vornherein bestanden hÃ¤tte,
habe die Beklagte wieder herzustellen.

Gegen dieses am 21.12.1999 zugestellte Urteil hat die Beklagte am 13.01.2000
Berufung eingelegt. Sie meint, das SG habe zu Unrecht einen sozialrechtlichen
Herstellungsanspruch angenommen. Die KlÃ¤gerin habe sich am 26.11.1998 zum
01.12.1998 arbeitslos gemeldet. Diese Arbeitslosmeldung sei eine
TatsachenerklÃ¤rung, die sich auch im Wege eines sozialrechtlichen
Herstellungsanspruchs nicht mehr beseitigen lasse. Durch eine spÃ¤tere
Antragstellung hÃ¤tte das von der KlÃ¤gerin angestrebte Ergebnis nicht mehr
erreicht werden kÃ¶nnen. Eine spÃ¤tere Beantragung der Leistung hÃ¤tte allenfalls
einen spÃ¤teren Zahlungsbeginn, nicht aber einen Verlust des Anspruchs ab
01.12.1998 bewirken kÃ¶nnen. Dies ergebe sich auch daraus, dass die
Antragstellung in Â§Â§ 117 Abs. 1, 190 Abs. 1 SGB III nicht mehr als materiell-
rechtliche Anspruchsvoraussetzung aufgefÃ¼hrt sei. Eine Verletzung der
Beratungspflicht durch die Beklagte liege deshalb nicht vor, weil die KlÃ¤gerin
diesbezÃ¼glich nicht um eine Beratung nachgesucht habe. FÃ¼r eine
"Spontanberatung" habe es keinen konkreten Anlass gegeben. Im Zeitpunkt der
Arbeitslosmeldung am 26.11.1998 seien die nÃ¤heren UmstÃ¤nde des
LeistungsverhÃ¤ltnisses noch gar nicht bekannt gewesen. Nachdem die
Arbeitslosmeldung damals zum 01.12.1998 vorgenommen worden sei, lasse sich
dies nicht mehr rÃ¼ckgÃ¤ngig machen. Im Ã�brigen habe die KlÃ¤gerin nach den
Beratungsvermerken bei der Arbeitslosmeldung noch nicht darauf hingewiesen,
dass sie im FrÃ¼hjahr 1999 wieder bei der Firma S. Baumschulen beschÃ¤ftigt
werde. Selbst am 21.12.1998 habe sie noch angegeben, dass sie "vermutlich" im
FrÃ¼hjahr 1999 wieder bei ihrem ehemaligen Arbeitgeber anfangen werde. Ihre
nachtrÃ¤gliche diesbezÃ¼gliche ErklÃ¤rung sei nicht glaubhaft. Die KlÃ¤gerin habe
ja auch bis zur mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem SG nachhaltig die Auffassung
vertreten, sie hÃ¤tte durch eine SaisonbeschÃ¤ftigung einen Anspruch auf Alg
erworben. Ein Verzicht auf das vermeintlich zustehende hÃ¶here Alg zugunsten der
niedrigeren, zeitlich begrenzten Alhi wÃ¤re hier wohl kaum zu erwarten gewesen.
Im Ã�brigen kÃ¶nne die Arbeitslosmeldung als TatsachenerklÃ¤rung, wenn einmal
abgegeben, weder zurÃ¼ckgenommen noch angefochten oder auf andere Weise
beseitigt werden. Die Beklagte habe deshalb auf den noch nicht verbrauchten Teil
des am 01.12.1994 entstandenen Anspruchs zurÃ¼ckgreifen mÃ¼ssen. Die
KlÃ¤gerin hÃ¤tte auch nicht zugunsten des hÃ¶heren Alhi-Anspruchs auf das Alg
verzichten kÃ¶nnen.

Die Beklagte stellt den Antrag,

das Urteil des Sozialgerichts Heilbronn vom 27. September 1999 aufzuheben und
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die Klage abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend und weist wiederholend darauf
hin, dass sie grundsÃ¤tzlich auf die Beratungspflicht des Arbeitsamtes vertraut
habe. Sie habe angenommen, dass ihre Unterlagen und Angaben geprÃ¼ft
wÃ¼rden und, sollte wÃ¤hrend des Antragsverfahrens ein Beratungsbedarf
notwendig werden, sie durch das Arbeitsamt informiert werde. Selbst wenn am
01.12.1998 noch nicht zu erkennen gewesen sei, dass es noch einen restlichen Alg-
Anspruch gebe, dann hÃ¤tte doch spÃ¤testens bei der Bearbeitung ihrer Unterlagen
erkannt werden mÃ¼ssen, dass sich der Bezug von Alg nachteilig fÃ¼r sie
auswirke.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung des Rechtsstreits ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf die beigezogenen Verwaltungsakten der Beklagten und auf die
Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung (die streitige Differenz der Leistungen liegt Ã¼ber 1.000,00
DM, Â§ 144 Abs. 1 Nr. 1 SGG) der Beklagten ist in der Sache nicht begrÃ¼ndet. Sie
wird â�� gemÃ¤Ã� Â§ 124 Abs. 2 SGG mit dem EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten
ohne mÃ¼ndliche Verhandlung â�� zurÃ¼ckgewiesen.

Das SG hat unter zutreffender Zugrundelegung der anzuwendenden Rechtsnormen ,
die im Widerspruchsbescheid zutreffend genannt sind, zu Recht entschieden, dass
die KlÃ¤gerin aufgrund eines sozialrechtlichen Herstellungsanspruchs so zu stellen
ist, als hÃ¤tte sie am 02.12.1998 die originÃ¤re Alhi nach Â§ 191 Abs. 1 Nr. 2 SGB III
in der im Zeitpunkt der Antragstellung geltenden Fassung beantragt. Der Senat
nimmt auf die GrÃ¼nde der angefochtenen Entscheidung des SG Bezug und sieht
insoweit von einer eigenen Darstellung ab (Â§ 153 Abs. 2 SGG).

Auch der Senat ist davon Ã¼berzeugt, dass die Beklagte vor der Entscheidung
Ã¼ber den Leistungsantrag Veranlassung hatte, die KlÃ¤gerin darÃ¼ber zu
beraten, wie sie zu der wesentlich hÃ¶heren Leistung hÃ¤tte kommen kÃ¶nnen.

Es ist zwar zutreffend, dass bei der Arbeitslosmeldung der KlÃ¤gerin am 26.11.1998
fÃ¼r die Beklagte noch nicht im Einzelnen erkennbar war, ob und wenn ja wie lange
noch ein restlicher Alg-Anspruch aus dem Jahre 1994 bestand. Eine Beratungspflicht
hÃ¤tte sich der Beklagten aber jedenfalls im Zeitpunkt der VerfÃ¼gung der Alg- und
Alhi-Bewilligung am 15.12.1998 aufdrÃ¤ngen mÃ¼ssen. Wenn auf der Vorderseite
dieser BewilligungsverfÃ¼gung als Datum des Leistungsbeginns der 01.12.1998
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eingetragen wird, auf der RÃ¼ckseite als Datum des Anspruchsbeginns der
01.12.1994 und als Bemessungsentgelt wÃ¶chentlich 150,00 DM und gleichzeitig
die Alhi-Bewilligung ab 10.12.1998 verfÃ¼gt wird, so muss sich einem sach- und
rechtskundigen Sachbearbeiter angesichts der bereits vorliegenden
Arbeitsbescheinigung Ã¼ber die BeschÃ¤ftigung vom 01.03. bis 30.11.1998 wirklich
ohne Weiteres aufdrÃ¤ngen, dass die KlÃ¤gerin, wÃ¼rde sie dahin beraten, ihren
Antrag fÃ¼r den 01.12.1998 zurÃ¼ckzunehmen und/oder einen Leistungsantrag
erst zum 02.12.1998 zu stellen, was zu einem Ã¼ber dreimal so hohen
Bemessungsentgelt und einer fast dreimal so hohen Leistung â�� jeweils
Ã¼berschlÃ¤gig berechnet â�� fÃ¼hren wÃ¼rde, diese GestaltungsmÃ¶glichkeit
ergreifen wÃ¼rde. Die letztlich bewilligte Leistung (Alg von wÃ¶chentlich 85,26 DM
und Alhi von wÃ¶chentlich 75,32 DM) lag nÃ¤mlich mit umgerechnet (x 13: 3 =)
369,46 DM bzw. 326,39 DM monatlich jedenfalls noch deutlich unter dem nach Â§
22 des Bundessozialhilfegesetzes (BSHG) maÃ�gebenden (Mindest-)Regelsatz fÃ¼r
laufende Leistungen zum Lebensunterhalt, so dass die KlÃ¤gerin davon ihren
Lebensunterhalt schlechterdings nicht bestreiten konnte. Vor diesem Hintergrund
kommt dem Umstand, dass die der KlÃ¤gerin tatsÃ¤chlich bewilligte Anschluss-Alhi
(Â§ 191 Abs. 1 Nr. 1 SGB III) im Gegensatz zu der originÃ¤ren Alhi nicht wie letztere
auf zwÃ¶lf Monate beschrÃ¤nkt war und ist (vgl. Â§ 191 Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. Â§ 197
SGB III), im konkreten Fall keine ausschlaggebende Bedeutung zu, zumal die
Beklagte aufgrund der von der KlÃ¤gerin bereits anlÃ¤sslich der Arbeitlosmeldung
gemachten Angaben zumindest den Eindruck gewinnen musste, diese verfÃ¼ge
noch vor Ablauf der zwÃ¶lfmonatigen Anspruchsdauer Ã¼ber einen sicheren
Anschlussarbeitsplatz. Selbst wenn der tatsÃ¤chliche Geschehensablauf von diesen
Angaben abwich, musste die Beklagte jedenfalls im Zeitpunkt der erforderlichen
Beratung davon ausgehen, dass eine Leistung fÃ¼r weniger als ein Jahr begehrt
werde. Dass die KlÃ¤gerin ihrerseits, allerdings erst aufgrund der LektÃ¼re des ihr
anlÃ¤sslich der Arbeitslosmeldung ausgehÃ¤ndigten Merkblattes fÃ¼r Arbeitslose,
davon ausging, sie habe einen (neuen) Alg-Anspruch wegen einer TÃ¤tigkeit als
Saisonarbeiterin erworben, Ã¤ndert daran nichts. Auch mit diesem Begehren hat sie
nÃ¤mlich letztlich zum Ausdruck gebracht, dass es ihr auf eine am Entgelt der
letzten BeschÃ¤ftigung orientierte Lohnersatzleistung ankam.

Der sozialrechtliche Herstellungsanspruch scheitert nach Auffassung des Senats
nicht daran, dass die Arbeitslosmeldung am 26.11. zum 01.12.1998 erfolgte. Der
Beklagten ist zuzugeben, dass die Arbeitslosmeldung nach Â§ 122 SGB III nicht nur
eine materiell-rechtliche Anspruchsvoraussetzung nach Â§ 117 SGB III darstellt,
sondern eine TatsachenerklÃ¤rung, die weder zurÃ¼ckgenommen, noch
angefochten oder auf andere Weise beseitigt werden kann. Richtig ist ferner, dass
fÃ¼r das frÃ¼here Recht es das BSG in stÃ¤ndiger Rechtsprechung abgelehnt hat,
die fehlende oder unzureichende Arbeitslosmeldung Ã¼ber die Konstruktion eines
sozialrechtlichen Herstellungsanspruchs zu ersetzen, weil ohne eine solche Meldung
die Beklagte eine rechtswidrige Amtshandlung vornehmen mÃ¼sste (z.B. BSG SozR
4100 Â§ 105 Nr. 2). Es kann jedoch dahinstehen, ob dieser Rechtsprechung
weiterhin uneingeschrÃ¤nkt gefolgt werden kann oder ob dies fÃ¼r den
sozialrechtlichen Herstellungsanspruch nicht anders zu beurteilen ist, soweit die
Wirkung einer bereits erfolgten Arbeitslosmeldung wie hier auf einen spÃ¤teren
Zeitpunkt verschoben werden soll (zustimmend Steinmeyer in Gagel, SGB III
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ArbeitsfÃ¶rderung, Anm. 63 zu Â§ 122). Es kommt vorliegend nÃ¤mlich nicht auf die
Arbeitslosmeldung nach Â§ 122 SGB III an, sondern auf die Geltendmachung des Alg-
Anspruchs nach Â§ 147 Abs. 2 SGB III ("Der Anspruch auf Arbeitslosengeld kann
nicht mehr geltend gemacht werden, wenn nach seiner Entstehung vier Jahre
verstrichen sind"). Geltendmachung in diesem Sinne ist grundsÃ¤tzlich die
Arbeitslosmeldung und Antragstellung, wobei es ausreicht, wenn der Arbeitslose
dem Arbeitsamt rein tatsÃ¤chlich zur Kenntnis bringt, dass er Leistungen vom
Arbeitsamt erhalten mÃ¶chte (BSG SozR 4100 Â§ 125 Nr. 2). Die Geltendmachung
entspricht damit einer formfreien Antragstellung. "Nicht mehr geltend gemacht
werden kÃ¶nnen" bedeutet, dass der Rechtsanspruch als solcher, das Stammrecht,
untergeht (BSG aaO). Deshalb lÃ¤uft die Verfallfrist z.B. auch wÃ¤hrend des Ruhens
eines Alg-Anspruchs weiter und gegebenenfalls ab (BSG SozR 3-4100 Â§ 125 Nr. 1).
Damit geht es um die Geltendmachung (Beantragung) des einzelnen
Leistungsanspruchs, wobei die Rechtsprechung im Ã�brigen eine Beratungs- bzw.
Hinweispflicht der Beklagten hinsichtlich des Ablaufs der Verfallfrist nach Â§ 147
Abs. 2 angenommen hat (BSG SozR 4100 Â§ 125 Nr. 3).

Anders als unter der Geltung des ArbeitsfÃ¶rderungsgesetzes bis zum 31.12.1997
ist ab 01.01.1998 unter dem SGB III der Leistungsantrag in Â§Â§ 117, 122, 190 SGB
III nicht mehr als eigenstÃ¤ndige materiell-rechtliche Anspruchsvoraussetzung
genannt. ZusÃ¤tzlich bestimmt Â§ 323 Abs. 1 Satz 2 SGB III, dass Alg und Alhi mit
der persÃ¶nlichen Arbeitslosmeldung als beantragt gelten, "wenn der Arbeitslose
keine andere ErklÃ¤rung abgibt". Dabei hat das BSG schon zum alten Recht
entschieden, dass der Antrag auf Alg bis zum Wirksamwerden der Entscheidung
Ã¼ber die Bewilligung zurÃ¼ckgenommen werden kann und dass die Beklagte,
wenn sich eine entsprechende Konstellation aufdrÃ¤ngt, einen Antragsteller darauf
hinzuweisen hat, dass die RÃ¼cknahme eines Antrages fÃ¼r ihn vorteilhaft sei.
Dies fÃ¼hre nicht zu einer Umgehung des Gesetzes, weil es sich bei der
RÃ¼cknahme um eine GestaltungsmÃ¶glichkeit handele, die der Gesetzgeber dem
Arbeitslosen eingerÃ¤umt habe (BSG SozR 4100 Â§ 100 Nr. 11). Zum neuen Recht
hat das BSG (in SozR 3-4100 Â§ 150 Nr. 1) bereits entschieden, dass der
Antragstellung im SGB III lediglich eine verfahrensrechtliche Bedeutung zukommt.
Die Alg-Antragstellung betrifft demnach nur den einzelnen Auszahlungsanspruch
und lÃ¤sst das Stammrecht unberÃ¼hrt. Nach dieser genannten Entscheidung
bestehen keine Bedenken gegen eine Verschiebung des Datums der Antragstellung
(auf Teil-Alg) im Wege des Herstellungsanspruchs (zur Vermeidung der
ErlÃ¶schenswirkung des Â§ 150 Abs. 2 Nr. 5 Buchst. a SGB III). Um so eher muss im
vorliegenden Fall die KlÃ¤gerin die MÃ¶glichkeit haben, ihren Leistungsantrag fÃ¼r
den 01.12.1998 zurÃ¼ckzunehmen mit der Konsequenz, dass der restliche (alte)Alg-
Anspruch nach Â§ 147 Abs. 2 SGB III verfiel, und ihn mit Wirkung vom 02.12.1998
zu stellen mit der Konsequenz, dass sie Anspruch auf die originÃ¤re Alhi aufgrund
ihrer BeschÃ¤ftigung vom 01.03. bis 30.11.1998 hatte. Nachdem die KlÃ¤gerin
bereits Antrag auf Alhi gestellt hatte, hÃ¤tte es nach der Ã�berzeugung des Senats
genÃ¼gt zu erklÃ¤ren, fÃ¼r den 01.12.1998 mache sie keinen Leistungsanspruch
geltend.

Die Berufung der Beklagten ist somit zurÃ¼ckzuweisen, allerdings mit folgenden
zwei MaÃ�gaben: Zum einen ist klarstellend auszusprechen, dass auch die vom
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Widerspruchsbescheid erfassten Ã�nderungsbescheide vom 11.01.1999 und
zusÃ¤tzlich der nach Â§ 96 SGG zum Gegenstand des Klageverfahrens gewordene
Ã�nderungsbescheid vom 02.02.1999 aufgehoben werden. Zum anderen ist
klarstellend auszusprechen, dass die Beklagte der KlÃ¤gerin fÃ¼r die Zeit vom
02.12.1998 bis 07.02.1999 (originÃ¤re) Alhi nach Â§ 191 Abs. 1 Nr. 2 SGB III zu
gewÃ¤hren hat.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Der Senat lÃ¤sst die Revision wegen grundsÃ¤tzlicher Bedeutung der Rechtsfrage,
ob die Geltendmachung eines Anspruchs im Sinne von Â§ 147 Abs. 2 SGB III
zurÃ¼ckgenommen oder "verschoben" werden kann, zu (Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 SGG).

Erstellt am: 15.11.2004

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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